
Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat den der Verurteilung zugrunde 
liegenden Sachverhalt zutreffend festgestellt. Diese 
Feststellungen sowie die rechtliche Beurteilung des 
strafbaren Verhaltens des Angeklagten als versuchte 
Vergewaltigung in Tateinheit mit Nötigung zu sexuel­
len Handlungen (Vergehen gemäß §§ 122 Abs. 1, 121 
Abs. 1 und 4 StGB) werden mit dem Kassationsantrag 
nicht angegriffen. Davon ist auszugehen. Die erkannte 
Strafe ist jedoch gröblich unrichtig.
Zunächst hat das Kreisgericht richtig das gesellschaft­
liche Anliegen des Schutzes der Frau vor gefährlichen 
kriminellen Angriffen auf ihre sexuelle Integrität her­
vorgehoben und in diesem Zusammenhang zutreffend 
festgestellt, daß solche Handlungen vielfach geeignet 
sein können, Unruhe und Angst hervorzurufen. Bei der 
Strafzumessung hat es jedoch diese allgemeingültigen 
Betrachtungen nicht in ein angemessenes Verhältnis zu 
den Umständen gesetzt, welche die Besonderheiten der 
vorliegenden Straftat kennzeichnen. Dieser Mangel 
führte im Ergebnis zu einer unrichtigen Strafzumessung.
Von besonderer Bedeutung für die Bewertung des Gra­
des der Schuld sind im vorliegenden Fall die persön­
lichen Beziehungen des Angeklagten und der Geschä­
digten zueinander. Sie werden dadurch gekennzeichnet, 
daß zwischen ihnen infolge gemeinsamen Wohnorts 
und Schulbesuchs sowie infolge ihrer Tätigkeit im sel­
ben Betrieb eine jahrelange Bekanntschaft bestand, auf 
deren Basis sich Beziehungen zueinander entwickelten, 
die etwa vier Wochen vor dem Tattage dazu führten, 
daß es zu einem beiderseitig gewollten Geschlechtsver­
kehr kam. Auch am Tattage hatte die Geschädigte zu­
nächst keine Einwände gegen den Austausch von Zärt­
lichkeiten mit dem Angeklagten.
Dem Vorbringen des Angeklagten, daß er von der Ge­
schädigten wiederum die Einwilligung zum Geschlechts­
verkehr erwartete, muß deshalb gefolgt werden. Ihm 
ist auch zuzugestehen, daß er nicht gleich erkannt hatte, 
daß sie ernsthaft mit dem von ihm erstrebten Ge­
schlechtsverkehr nicht einverstanden war. Erst die nach 
dieser Erkenntnis folgende Gewaltanwendung ist als 
strafrechtlich relevantes Verhalten anzusehen. Dabei 
handelt es sich vor allem um die Handlungen, die zu­
letzt auf Grund der massiven Gegenwehr der Geschä­
digten zu den festgestellten, relativ leichten Verletzun­
gen in Form von Kratz- und Druckstellen führten.
Aus dem Dargelegten ergibt sich bei richtiger Würdi­
gung, daß insbesondere die in § 21 Abs. 4 Satz 2 StGB 
bezeichneten Umstände die Tat bereits insgesamt als 
weniger schwerwiegend charakterisieren und es durch­
aus gerechtfertigt ist, die Strafe nach den Grundsätzen 
über die außergewöhnliche Strafmilderung (§ 62 Abs. 1 
StGB) zu mildern und auf eine Strafe ohne Freiheits­
entzug zu erkennen.
Wenn auch das Kreisgericht auf eine niedrigere als 
die im Gesetz angedrohte Freiheitsstrafe erkannt hat, 
läßt sich aus dem Urteil doch nicht ersehen, von wel­
chen Gesichtspunkten es sich dabei hat leiten lassen 
und auf welche gesetzlichen Bestimmungen es sich da­
bei stützte.
Unter Beachtung der Beweggründe des Angeklagten, 
des Zustandekommens der Tat und ihrer Förderung 
durch das zunächst unklare Verhalten der Geschädigten 
sowie des geringen Verwirklichungsgrades der Hand­
lungen und der positiven Persönlichkeit des Angeklag­
ten ist der Ausspruch einer Verurteilung auf Bewäh­
rung auf der Grundlage des § 30 Abs. 1 StGB die ge­
eignete staatliche Reaktion auf die strafbaren Handlun­
gen. Sein bisheriges Auftreten im Beruf und in den 
sonstigen zwischenmenschlichen Beziehungen läßt er­

warten, daß er sich künftig verantwortungsbewußt ver­
halten wird.
Das Urteil des Kreisgerichts war deshalb in Überein­
stimmung mit der Auffassung des Vertreters des Gene­
ralstaatsanwalts der DDR im Strafausspruch aufzuhe­
ben und der Angeklagte wegen versuchter Vergewalti­
gung in Tateinheit mit Nötigung zu sexuellen Hand­
lungen (Vergehen gemäß §§ 121 Abs. 1 und 4, 122 Abs. 1, 
21 Abs. 3, 62 Abs. 1 StGB) auf Bewährung zu verurtei­
len. Die Bewährungszeit war auf ein Jahr und sechs 
Monate festzusetzen. Für den Fall der schu; ..
Nichtbewährung war dem Angeklagten eine Freiheits­
strafe von acht Monaten anzudrohen

Zivilrecht
§§ 3, 16, 28, 199 ZPO.

1. Ein zu mißbilligendes Fehlverhalten eines Bürgers 
in einem Vorverfahren kann nicht dazu führen, ihm in 
sachlich berechtigten Fällen den erforderlichen Rechts­
schutz zu versagen.
2. Ein vor Inkrafttreten der ZPO vom 19. Juni 1975 an­
hängiger Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfü­
gung ist nach dem 1. Januar 1976 als Antrag auf Er­
laß einer einstweiligen Anordnung zu behandeln.

OG, Urteil vom 14. Januar 1976 — 2 Zz 36/75.

Die Antragsgegnerin ist Eigentümerin eines Grund­
stücks, auf dem die Prozeßparteien ein Doppelwochen­
endhaus errichtet haben. Die Bauarbeiten wurden über­
wiegend vom Antragsteller ausgeführt. Am 11. Juli 1973 
haben die Prozeßparteien folgendes vereinbart: „Als 
Entschädigung für die von Herrn B. in Anspruch ge­
nommene Grundstücksfläche von 130 m2 werden die von 
ihm geleisteten Bauarbeiten zur Errichtung des Wo­
chenendhauses eingesetzt. In gemeinsamer Überein­
kunft wird vereinbart, daß die Entschädigung bis 1980 
abgegolten und danach eine monatliche Gebühr ver­
einbart wird.“ Wegen Streitigkeiten hat die Antrags­
gegnerin im September 1974 dieses Vertragsverhältnis 
zum 31. März 1975 gekündigt.
Auf Antrag der jetzigen Antragsgegnerin hat das 
Kreisgericht in einem vorangegangenen Verfahren 
durch Urteil vom 7. Januar 1975 eine einstweilige Ver­
fügung erlassen, mit der dem jetzigen Antragsteller 
untersagt wurde, auf dem Grundstück bauliche Verän­
derungen vorzunehmen.
Am 21. Februar 1975 hat der Antragsteller beantragt, 
folgende einstweilige Verfügung zu erlassen:
„Der Antragsgegnerin wird bei Vermeidung einer für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Geld­
strafe verboten,
1. den. vom Antragsteller auf der von ihm gepachteten 
Parzelle errichteten Zaun niederzulegen; soweit das 
bereits geschehen ist, wird sie verpflichtet, den Zaun 
auf eigene Kosten wieder herzurichten;
2. das dem Antragsteller gehörende, auf der Parzelle 
lagernde Boot zu entfernen oder zu beschädigen sowie 
die auf der Terrasse befindliche Mauer zu beseitigen 
oder zu beschädigen.“
Zur Begründung hat der Antragsteller vorgetragen: 
Nach dem Vertrag vom 11. Juli 1973 habe er von dem 
Grundstück der Antragsgegnerin eine Fläche von 130 m2 
gepachtet. Diese habe er eingezäunt und darauf sein 
Boot gelagert. Außerdem habe er auf der ihm gehö­
renden Seite der Terrasse des Doppelwochenendhauses 
eine Trennmauer gesetzt Die Baumaßnahmen habe er 
im Dezember 1974, also vor Erlaß der einstweiligen Ver­
fügung vom 7. Januar 1975, durchgeführt. Mit Schrei­
ben vom 12. Februar 1975 habe ihn die Antragsgegne­
rin darauf hingewiesen, daß sie mit der Errichtung des 
Zauns nicht einverstanden sei und sie ihn deshalb nie­
dergelegt habe. Außerdem habe sie ihn aufgefordert, die 
Mauer auf der Terrasse unverzüglich zu beseitigen und 
das Boot vom Grundstück zu entfernen, da sie für 
Schäden nicht aufkomme. Daraus sei zu entnehmen, daß
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